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Liebe Genossinnen, 
liebe Genossen,

hinter uns liegt das erste Re-
gierungsjahr in Berlin. Das Ver-
trauen, das die Bürgerinnen 
und Bürger in uns setzen, zah-
len wir zurück, indem wir so-
zialdemokratische Politik be-
treiben. In Deutschland wird 
endlich eine neue Lohnkul-
tur ihren Einzug halten. Dafür 
haben wir lange gemeinsam 
mit den Gewerkschaften ge-
stritten. Zum 1. Januar 2015 
kommt der gesetzliche Min-
destlohn und darauf können 
wir stolz sein.
 
Für die Zukunft bleiben große Herausforderungen. Wir 
werden die Finanzbeziehungen zwischen Bund und 
Ländern rechtzeitig neu regeln, bevor der Solidarpakt 
II und der Länderfi nanzausgleich Ende 2019 auslau-
fen. Auch in den kommenden Jahren entlasten wir die 
Kommunen fi nanziell. Damit haben wir bereits begon-
nen und diesen Weg setzen wir fort.
 
Mit den Reformen bei der Ausbildungsförderung, beim 
Elterngeld und in vielen anderen Bereichen stellen wir 
die Weichen für eine soziale Teilhabe, gleiche Bildungs-

chancen und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf in 
Deutschland.
 
Die SPD steht für eine gerechte und moderne Gesell-
schaft. unsere Vorhaben werden wir weiterhin Schritt 
für Schritt durchsetzen. Dabei reagieren wir auch auf 
den gesellschaftlichen und demografi schen Wandel. 
Wir sind überzeugt, dass uns beides gelingen wird und 
wir unser Land voranbringen werden.

Eure Iris, Euer Steff en und Euer Carsten

deutscHland VoranbrinGen
Die SPD steht für eine moderne und gerechte Gesellschaft
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WIR  IN BERLIN

SPD-Landesgruppe im Deutschen Bundestag: 
Carsten Schneider, Iris Gleicke und Steff en-Claudio Lemme



Man sollte meinen, Deutschland als eines der reichs-
ten Länder Europas, mit einer der funktionalsten Bü-
rokratien der Welt, könnte es schaffen, sich vernünf-
tig und menschenwürdig um 200.000 oder 300.000 
Flüchtlinge zu kümmern. Doch die Diskussion um eine 
bessere Sicherung der Außengrenzen – die wünscht 
sich manch Innenminister weiterhin – ist noch nicht 
passé. Das mutet zynisch an und stellt weder mensch-
lich noch ökonomisch eine Alternative zu einer offe-
nen Willkommenspolitik dar. 

Sigmar Gabriel fordert zu Recht, die Kommunen fi-
nanziell zu stärken. Wenn die Kommunen die Flücht-
lingsunterbringung allein finanzieren müssen, sind sie 
überfordert. Das spielt letztlich den rechten Kreisen in 
die Hände und schürt Ressentiments. 

Zu einer ehrlichen Willkommenspolitik gehört auch 
die schnelle und unkomplizierte Integration in den Ar-
beitsmarkt. Aufgrund des Fachkräftemangels ist es 
absurd, den Arbeitsmarkt für Flüchtlinge zu sperren. 
Viele von ihnen sind Fachkräfte, die arbeiten und ihren 
Beitrag zu unserer Gesellschaft leisten wollen. 

Mit dem Pilotprojekt „Early intervention“ wird Flücht-
lingen mit Sprachkursen und Berufspraktika gehol-
fen. Die Rückmeldungen sind hervorragend. Arbeits-
moral, Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit der Teilneh-
mer sind extrem hoch. Das Projekt zeigt: Wenn Flücht-
linge in den Arbeitsmarkt integriert werden, gewinnen 
beide Seiten. Menschen bekommen eine Chance auf 
ein ganz normales Leben und Firmen erhalten die be-
nötigten Arbeitskräfte.

Herzlich Willkommen!
Chancen bieten und Potenziale nutzen

Iris Gleicke
ist seit 1990 Mitglied des Deutschen Bundestages und vertritt die Bürgerinnen und Bürger 
aus Suhl sowie aus den Landkreisen Schmalkalden-Meiningen und Hildburghausen.

Iris ist Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie, 
Beauftragte der Bundesregierung für die neuen Bundesländer sowie Beauftragte der Bundes-
regierung für Mittelstand und Tourismus. Außerhalb des Bundestages ist Iris Mitglied im Lan-
desvorstand der Thüringer SPD, Beisitzerin im Vorstand des Thüringer Mieterbundes, Vorsit-
zende des Fördervereines Jugendzentrum Wiesenbauschule e. V. Schleusingen und Mitglied 
im Bundesvorstand des Arbeiter-Samariter-Bundes.

www.iris-gleicke.de
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Die SPD hält eine Willkommenspolitik für dringend notwendig.



Die Industrielle Gemeinschaftsforschung 
(IGF) ist ein branchenübergreifendes För-
derprogramm, das eine Brücke zwischen 
Grundlagenforschung und deren wirt-
schaftlicher Anwendung darstellt. Au-
ßerdem unterstützt es die Vernetzung 
von Wissenschaft und Wirtschaft. Vom 
Bundeswirtschaftsministerium geför-
dert, trägt die IGF wesentlich zur Stand-
ortsicherung und damit auch zum Erhalt 
von Arbeitsplätzen bei. Besonders für 
uns in Ostdeutschland ist das wichtig. 

Für kleine und mittlere Unternehmen, 
die keine eigenen Forschungskapazitä-
ten haben, bietet die IGF eine Chance, wettbewerbs-
fähig zu bleiben. In der vorwettbewerblichen Phase 
können alle interessierten Firmen auf die Ergebnisse 
der Forschungsprojekte zugreifen. Eine unabhängige 
Auswertung des Programmes ergab, dass rund zwei 
Drittel der Firmen diese Ergebnisse nutzen, und über 
die Hälfte der Unternehmen gab an, von diesen zu 

profitieren. Über was geforscht wird, können die Un-
ternehmen mitbestimmen.

Nicht nur die unabhängige Auswertung bestätigt den 
Erfolg der IGF. Eine Quote von 96 Prozent von Betrie-
ben, die sich erneut an IGF-Projekten beteiligen, spricht 
für den hohen Nutzen für die Wirtschaft vor Ort.

Nur jedes dritte Unternehmen in Deutschland wird 
von einer Frau gegründet. Gründerinnen starten dabei 
oft andere Projekte als ihre männlichen Kollegen, sind 
aber genauso zielstrebig und erfolgreich. Um Gründe-
rinnen auf ihrem Weg in die berufliche Selbstständig-
keit zu unterstützen, haben Bundeswirtschaftsminis-
ter Sigmar Gabriel und Bundesfamilienministerin Ma-
nuela Schwesig die Initiative „FRAUEN unternehmen“ 
ins Leben gerufen. Ziel ist es, die Präsenz und Sichtbar-
keit von Unternehmerinnen in der Öffentlichkeit zu er-
höhen, Beratung und Netzwerke auszubauen sowie 
die Vereinbarkeit von Selbstständigkeit und Familie zu 
fördern.

„FRAUEN unternehmen“ verzeichnet bereits Erfolge: So 
wurde ein „Botschafterinnen“-Netzwerk erfolgreicher 
Unternehmerinnen aufgebaut, die sich ehrenamtlich als 
regionale Vorbilder und Multiplikatorinnen engagieren.
 
Die Beteiligung der „Botschafterinnen“ aus dem Osten 
ist mit 24 Prozent deutlich geringer als bei ihren Mit-
streiterinnen aus dem Westen. Da müssen wir nach-
legen und zusehen, dass wir (besonders ostdeutsche) 
Frauen motivieren und auf den ersten Schritten be-
gleiten. Nur so können wir das Potenzial nutzen, das in 
diesen Frauen steckt und das wir für unsere gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung dringend brauchen.

Industrielle forschung
Wirtschaft und Wissenschaft agieren Hand in Hand

Frauen, unternehmt was!
Deutschlands Wirtschaft braucht euch

Betriebsbesuch und Laborrundgang bei SmartMembranes GmbH in Halle.
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Eine aktuelle Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung mit 
dem Titel „Fragile Mitte – Feindselige Zustände“ be-
legt, dass offen rechtsextreme Einstellungen abneh-
men. Das ist erst einmal erfreulich, heißt aber noch 
lange nicht, dass Rassismus und andere Formen der 
Ausgrenzung zurückgehen. Ressentiments gegen Asyl-
suchende, Langzeitarbeitslose, Muslime, Juden oder 
Roma sind immer noch weit verbreitet. Das sagt die 
Studie ebenfalls. 

Die Ergebnisse der diesjährigen Landtagswahlen ha-
ben zudem die neuen Gefahren für die politische Kul-
tur aufgezeigt. Die AfD, die mit den Ängsten der Men-
schen auf Stimmenfang geht, ist mit zweistelligen Er-
gebnissen in zwei Landtage eingezogen. Das zeigt, dass 
wir nicht nachlassen dürfen, für Vielfalt, Toleranz und 
Mitmenschlichkeit einzutreten. Die SPD muss dabei 
starke Stimme und treibende Kraft sein! Wir müssen 
für eine gute Präventions- und Aufklärungsarbeit sor-
gen und ein festes Netz an Beratungsstrukturen vor 
Ort gewährleisten. Eine dauerhafte und verlässliche fi-
nanzielle Absicherung der Initiativen, Vereine und Pro-
jekte, die sich gegen Rechtsextremismus, Gewalt und 
Menschenfeindlichkeit engagieren, ist deshalb unbe-
dingt notwendig. 

Das neue Bundesprogramm „Demokratie leben! Ak-
tiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschen-
feindlichkeit“ trägt dazu bei. Mit anfangs 30,5 Millio-
nen Euro ausgestattet, konnten wir als SPD-Fraktion 
in den parlamentarischen Beratungen zum Bundes-

haushalt 2015 erreichen, dass 10 Millionen Euro zu-
sätzlich zur Verfügung gestellt werden. Damit wird das 
Versprechen zu den Empfehlungen des NSU-Berichts 
eingelöst, dass sich der Bund stärker im Kampf gegen 
Rechtsextremismus engagiert. Zu unseren zentralen 
Aufgaben gehört aber auch, den sozialen Zusammen-
halt in den Kommunen zu fördern. Dazu müssen wir 
unsere Städte und Gemeinden finanziell so gut aus-
statten, dass sie ihre Kultur- und Sportangebote sowie 
ihre Jugend- und Sozialarbeit ausbauen können.

„Demokratie leben!“
Neues Bundesprogramm gegen Rechtsextremismus

Steffen-Claudio Lemme
ist seit 2009 Mitglied des Deutsche Bundestages und vertritt die Bürgerinnen und  
Bürger aus den Landkreisen Kyffhäuser, Sömmerda und Weimarer Land.

Steffen ist Mitglied im Haushaltsausschuss und stellv. Mitglied im Ausschuss für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit. Er arbeitet in der AG Strategien gegen Rechtsextre-
mismus mit. Außerhalb des Bundestages ist er Versichertenvertreter im Verwaltungsrat der 
AOK PLUS und Mitglied von MOBIT e. V. sowie stellv. Landesvorsitzender der Arbeitsgemein-
schaft für Arbeitnehmerfragen in der SPD Thüringen und Mitglied im Bundesvorstand der 
Volkssolidarität e. V.
www.steffen-lemme.de

4		  Informationen der Thüringer SPD-Bundestagsabgeordneten

Steffen-Claudio Lemme bei einer Anti-Nazi-Demo.



Thüringen ist reich an national bedeutsamen Denk-
mälern, die bewahrt werden müssen. Viele von ihnen 
erhalten Gelder aus den beiden Bundesprogrammen 
„Nationale Projekte des Städtebaus“ und „Sonderpro-
gramm Denkmalschutz“.

Das Denkmalschutz-Sonderprogramm sieht 20 Millio-
nen Euro für erforderliche Sanierungsarbeiten an Kul-
turdenkmälern vor, die das nationale Erbe prägen. In 
Thüringen können sich die St. Johannes-Kirche in Bret-
leben, die Sohlebohrtürme Carl-Elisabeth-Quelle und 
Heinrichs-Quelle in Darnstedt, das Schloss Eisfeld, die 
Wasserburg Heldrungen und die Stadtkirche St. Peter 
und Paul in Weißensee über Fördermittel in Höhe von 
insgesamt knapp 215.000 Euro freuen.

Mit „Nationale Projekte des Städtebaus“ wurden in 
diesem Jahr erstmalig herausragende Baudenkmäler 
mit besonderer nationaler Wahrnehmbarkeit, städ-
tebaulichen Qualitäten und überdurchschnittlicher 
Qualität ausgezeichnet. Obwohl das Programm mit 
beantragten Fördermitteln von mehr als 900 Milli-
onen Euro etwa 18-fach überzeichnet war, haben 
es zwei Thüringer Projekte geschafft: die Sicherung 
des Schiefen Turms von Bad Frankenhausen und die  
Freianlagengestaltung der Bauhaus-Universität in 
Weimar.

Wir können stolz auf Thüringens bauliches Kulturerbe 
sein. Ich werde mich weiter dafür einsetzen, dass der 
Bund auch künftig zum Erhalt beiträgt.

National bedeutsame Denkmäler  
Fördermittel des Bundes gehen nach Thüringen

Ein wichtiger Schritt zu einer umfassenden Pflege-
reform ist das Pflegestärkungsgesetz I, das im Okto-
ber 2014 beschlossen wurde. Für 2,6 Millionen Pflege-
bedürftige in Deutschland bedeutet das ab 1. Januar 
2015 höhere Leistungen. Die ambulante und die stati-
onäre Betreuung werden ausgebaut. Pflegeeinrichtun-
gen, die Tariflohn zahlen, werden gestärkt.
 
Zur Finanzierung steigen ab Januar 2015 die Beiträge 
zur Pflegeversicherung um 0,3 Prozentpunkte auf 2,35 
Prozent, Kinderlose zahlen künftig 2,6 Prozent. Zudem 
startet ein Pflegevorsorgefonds. In diesen sollen rund 
1,2 Milliarden Euro jährlich rund 20 Jahre lang fließen, 
um die Beiträge zu stabilisieren, wenn die Zahl der 
Pflegebedürftigen wie prognostiziert stark steigt. Der 
Fonds ist ein Zugeständnis an den Koalitionspartner.
 
Mit dem Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Pflege, 
Familie und Beruf, das Anfang Dezember verabschie-
det wurde, schaffen wir mehr Freiräume für die Pflege 
von Angehörigen. Hier helfen wir mit mehr Rechten, 

mehr zeitlicher Flexibilität und einer Verknüpfung der 
10-tägigen Pflegezeit mit Lohnersatz. Ein weiterer 
wichtiger Reformschritt, den wir als SPD-Fraktion vo-
rantreiben werden, ist die Umsetzung des neuen Pfle-
gebedürftigkeitsbegriffs im Zuge der Verabschiedung 
des Pflegestärkungsgesetzes II.

Qualität in der Pflege steigt
Verbesserungen für Pflegebedürftige, Angehörige und Beschäftigte 
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Steffen-Claudio Lemme beim gemeinsamen Hausbesuch 
mit dem Pflegedienst der Volkssolidarität.



Noch fünf Jahre gilt der erfolgreiche Solidarpakt II, den 
die SPD im Jahr 2002 durchgesetzt hatte. Wie es da-
nach weitergeht, wird noch entschieden. Für die SPD-
Fraktion verhandele ich derzeit über die Finanzbezie-
hungen zwischen Bund und Ländern, die spätestens 
2019 neugeordnet sein müssen. Doch welche Krite-
rien sollen für die Neuordnung gelten?
 
Ganz zentral: Das System muss gerecht und solida-
risch bleiben. Die Union tritt bisher streitend auf. Bay-
ern und Hessen klagen gegen den Finanzausgleich, 
obwohl auch sie seinerzeit zugestimmt haben. Beide 

Länder wollen weniger zahlen. Da-
bei konnte gerade Bayern nur durch 
Transfers aus Nordrhein-Westphalen 
in den 50er und 60er Jahren vom Ag-
rar- zum Industrieland werden.
 
Für die Verhandlungen setzt das 
Grundgesetz den Maßstab. Es ver-
pflichtet uns, für gleichwertige Le-
bensverhältnisse zu sorgen und Un-
terschiede zwischen den Regionen 
auszugleichen. Dafür brauchen wir 
auch die Einnahmen aus dem Solida-
ritätszuschlag. Die Frage ist nicht, ob 
wir ihn behalten, sondern wofür wir 
die Einnahmen in der Zukunft ver-
wenden. Der Bund kann damit gezielt 
strukturschwache Gebiete fördern. 
Möglich ist auch, den Zuschlag in die 

Einkommensteuer zu integrieren und damit die Einnah-
men der Länder zu erhöhen.
 
Entschieden ist die SPD in einem Punkt: Den Einstieg 
in den Wettbewerbsföderalismus, den einige von der 
Union regierte Länder wollen, lehnen wir ab. Regionen 
dürfen nicht als „Gewinner“ und „Verlierer“ gegenei-
nander ausgespielt werden. Ein reformiertes System 
muss solche Entwicklungen unbedingt verhindern.
 

Eckpunktepapier für die Reform der Bund-Länder-Finanz-
beziehungen auf http://dokumente.carsten-schneider.de

reform der Finanzbeziehungen 
Gleiche Bedingungen für alle Regionen

Carsten Schneider
ist seit 1998 Mitglied des Deutschen Bundestages und vertritt die Bürgerinnen  
und Bürger aus Erfurt, Weimar und dem Grammetal in Berlin. 

Carsten ist stellv. Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion für die Bereiche Haushalt, Fi-
nanzen und Euro. Außerdem ist er Vorsitzender des Gremiums zur Kontrolle der Haushalte 
der Geheimdienste und Mitglied im Vermittlungsausschuss.  Außerhalb des Bundestages ist 
Carsten u. a. Vorsitzender der Vereine „Erfurt rennt e. V.“ und „Weimarer Republik e. V.“.

www.carsten-schneider.de
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Carsten Schneider verhandelt über die Bund-Länder-Finanzbeziehungen.



Der Sozialstaat ist eine der herausragenden Errungen-
schaften der Moderne. Er garantiert soziale Sicherheit, 
Freiheit und Aufstiegsmöglichkeiten, muss aber auch 
bezahlt werden. Für Einkommensbezieher gilt: Wer viel 
verdient, zahlt hohe Steuern. Dieser Grundsatz trifft 
auf Unternehmen nur eingeschränkt zu. Im vergan-
genen Jahrzehnt haben einige EU-Länder verlockende 
Steuersparmodelle für globale Großkonzerne entwi-
ckelt, die deren tatsächliche Steuerlast auf unter 1 Pro-
zent sinken lässt. Zu den Profiteuren gehört auch die 
US-Kaffeekette Starbucks, die kürzlich ihre erste Filiale 
in Thüringen eröffnet hat. Der Konzern hat seinen Eu-
ropasitz in den Niederlanden, die mit Steuerdumping-
gesetzen locken. Irland und Luxemburg sorgen eben-
falls dafür, dass Gewinne aus Deutschland und ande-
ren EU-Staaten in ihre Länder transferiert werden, wo 
sie marginal besteuert werden.

Die SPD kämpft gegen dieses perverse Steuerdum-
ping. Innerhalb der EU muss es deutliche Fortschritte 
hin zu einer Fiskalunion geben. Einerseits ist Skepsis 
angebracht und die Frage drängt sich auf: Wird die Eu-
ropäische Kommission mit Jean-Claude Juncker an der 
Spitze, der zuvor lange Finanzminister und Premiermi-
nister von Luxemburg war, eine gemeinsame Steuer- 
und Finanzpolitik wirklich vorantreiben? Anderseits ist 
klar: Wenn sich nichts ändert, ist das nicht nur unge-
recht, sondern es führt zu extremen Wettbewerbsver-
zerrungen. Ein Buchhändler aus der Erfurter Innenstadt 
wird normal besteuert. Allerdings steht er im Wettbe-
werb mit Amazon und hat überhaupt keine Chance, 
seinen Steuersatz von knapp 30 Prozent auf unter  
1 Prozent zu drücken. Wenn wir mehr Steuergerechtig-
keit durchsetzen, schützen wir am Ende auch diejeni-
gen, die sich an die Gesetze in Deutschland halten.

SPD kämpft gegen Steuerdumping 
Niedrigste Steuersätze für multinationale Konzerne sind asozial

Menschen wollen selbstbestimmt ihr Familienleben 
und ihre Arbeit in Einklang bringen. Mit dem Eltern-
geld Plus wird dies in Zukunft einfacher. Bisher muss-
ten Väter oder Mütter teilweise auf das Elterngeld 
verzichten, wenn sie zeitig wieder gearbeitet haben. 
Künftig lohnt sich ein früher Einstieg in Teilzeit. Eltern 
bekommen zwar nur halb so viel Geld pro Monat. Da-
für wird die Familie mit dem Elterngeld Plus aber dop-
pelt so lange unterstützt. Wenn beide Elternteile zwi-
schen 25 und 30 Stunden pro Woche arbeiten, gibt 
es außerdem einen Partnerschaftsbonus und weitere 
vier Monate Elterngeld zusätzlich.
 
Eltern können zwischen der neuen und alten Regelung 
wählen oder beide kombinieren. Dadurch werden Fa-
milien flexibler nach der Geburt. Außerdem bleiben 
Arbeitgebern ihre Fachkräfte in dieser frühen Phase 
erhalten, weil Teilzeitarbeit und Elterngeld gleichzeitig 
möglich sind.

Moderne Familienpolitik
Elterngeld Plus und Partnerschaftsbonus kommen
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Familie und Beruf werden künftig leichter vereinbar.
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IRIS GLEICKE 
Wahlkreis: 
Suhl – Schmalkalden-Meiningen – Hildburghausen
Betreuungswahlkreise: 
Eisenach – Wartburgkreis – unstrut-Hainich-Kreis II,
Gotha – Ilmkreis und Kreis Sonneberg 

Büro Suhl (Heidrun Sachse):
Würzburger Straße 3, 98529 Suhl 
Telefon:  (03681) 30 38 59   
Telefax:  (03681) 30 37 24 
E-Mail: iris.gleicke.wk@bundestag.de

Büro Schmalkalden (Dieter Schmidtke):
Weidebrunner Gasse 8, 98574 Schmalkalden
Telefon:  (03683) 46 78 30
Telefax:  (03683) 46 78 29
E-Mail: iris.gleicke.wk02@bundestag.de

STEFFEN-CLAUDIO LEMME
Wahlkreis: 
Kyff häuserkreis – Sömmerda – Weimarer Land I
Betreuungswahlkreise: 
Eichsfeld – nordhausen – unstrut-Hainich-Kreis I, Kreis 
Saalfeld-Rudolstadt und Saale-orla-Kreis

Büro Sömmerda (Heike Hopfe-Arnold):
Weißenseer Straße 27, 99610 Sömmerda 
Telefon:  (03634) 31 71 61   
Telefax:  (03634) 31 71 63   
E-Mail: steff en-claudio.lemme.wk@bundestag.de

Büro Sondershausen (Jörg Esser):
Hauptstraße 7, 99706 Sondershausen
Telefon:  (03632) 54 28 99
Telefax:  (03632) 54 28 39
E-Mail: steff en-claudio.lemme.wk02@bundestag.de

Büro Apolda (Daniel Gross):
Goerdelerstraße 14, 99510 Apolda
Telefon:  (03644) 51 44 35
Telefax:  (03644) 51 44 37
E-Mail: steff en-claudio.lemme.wk03@bundestag.de

CARSTEN SCHNEIDER
Wahlkreis: 
Erfurt – Weimar – Weimarer Land II
Betreuungswahlkreise: 
Gera – Jena – Saale-Holzland-Kreis und Greiz – 
Altenburger Land

Büro Erfurt (Brita Schweitzberger, Frank Schönemann):
Andreasstraße 25 a, 99084 Erfurt 
Telefon:  (0361) 2 66 68 15   
Telefax:  (0361) 5 66 07 95
E-Mail: carsten.schneider.wk@bundestag.de

Büro Weimar (Sven Steinbrück, Peer Bosse):
Goetheplatz 9 b, 99423 Weimar
Telefon:  (03643) 7 73 70 00
Telefax:  (03643) 7 73 70 01
E-Mail: carsten.schneider.wk02@bundestag.de

WaHlkreisbÜros in tHÜrinGen

Carsten Schneider

Steff en-Claudio Lemme

Iris Gleicke

Carsten Schneider

Carsten 
Schneider

Steff en-Claudio Lemme

Steff en-Claudio Lemme

Iris Gleicke
Iris Gleicke

Iris Gleicke

Carsten Schneider

Iris Gleicke

Carsten Schneider

unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Wahl-
kreisbüros sind Eure Ansprechpartner. Bei Terminan-
fragen, bei Einladungen in Eure ortsvereine und Kreis-
vorstände, zu Diskussionsrunden oder zu Feierlichkei-
ten und bei vielem mehr könnt Ihr Euch immer an sie 

wenden. Für Eure politische Arbeit vor ort erhaltet Ihr 
von ihnen auch Informationen aus der SPD-Bundes-
tagsfraktion. Außerdem seid Ihr herzlich eingeladen, 
uns in Berlin zu besuchen. über unsere Büros könnt Ihr 
Euch gern für eine Besucherfahrt anmelden.


